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Drucksache VI/2587 


Der Bundesminister der Justiz 

-9310/21-16 098/71- 


Bonn, den 21. September 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Touristikunternehmen 


Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. de With, Dr. Apel, 
Collet, Brandt (Grolsheim), Spitzmüller und der Frak- 
tionen der SPD, FDP 
- Drucksache VI/2557 - 


Die o. a. Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit 
dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen wie 
folgt: 


1. Wie groß war die Zahl der abgeschlossenen Pauschalreisev er- 
trage in den Jahren 1967, 1968, 1969, 1970 und im ersten Halb- 
jahr 1971? 

Die Zahl der Pauschalreiseverträge wird statistisch nicht erfaßt. 
Auch der Spitzenverband des Reisevermittler- und Reisever- 
anstaltergewerbes, der Deutsche Reisebüro-Verband, besitzt 
keine Angaben. 

In den Haushaltsbefragungen über Urlaubs- und Erholungs- 
reisen im Rahmen des Mikrozensus 1966 und 1969 (je 0,1 °/o) ist 
nach den Reisearten, darunter den Pauschal- und Gesellschafts- 
reisen, gefragt worden. Daraus resultieren die nachstehenden 
Angaben. Für 1970 ist die gleiche Befragung durchgeführt und 
für 1971 vorgesehen. Die Ergebnisse liegen noch nicht vor. 
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1966 1969 



Reisen 

insges. 

Pauschal- oder 
Gesellschafts- 
reisen 

Reisen 

insges. 

Pauschal- oder 
Gesellschafts- 
reisen 


in 1000 

in 1000 

in °/o 

in 1000 

in 1000 

in °/o 

Inlandreisen 

14 125 

1 015 

7,2 

15 729 

1 129 

7,2 

Auslandsreisen 

8 462 

1 626 

19,2 

10 362 

1 941 

18,7 

In- und 

Auslandsreisen 

22 589 

2 641 

11,7 

26 091 

! 

i 

3 070 

11,8 


2. Wie groß war der Umsatz in DM der abgeschlossenen Pauschal- 
reiseverträge in den Jahren 1967, 1968, 1969, 1970 und im ersten 
Halbjahr 1971? 


Die Umsätze bei Pauschalreisen werden ebenfalls statistisch 
nicht erfaßt. Bei den Haushaltsbefragungen über Urlaubs- und 
Erholungsreisen ist 1969 nach den Ausgaben für die Reisen 
gefragt worden. Das Statistische Bundesamt ermittelte daraus 
annäherungsweise : 



insges. 
Mrd. DM 

im Durchschnitt 
je Reise DM 

Inlandpauschalreisen 

0,360 

320,— 

Auslandpauschalreisen 

1,560 

805,— 

Pauschalreisen Inland und Ausland 

1,920 

625,— 

i 


3. Ist es der Bundesregierung bekannt, daß sich einige Touristik- 
unternehmen durch ihre Bedingungen den Status eines bloßen 
Vermittlers sichern und dadurch die Haftung aus Unfällen, 
Schlechtleistungen und Mißverständnissen in der Regel den 
Beförderern und Beherbergungsstätten sowie den sonstigen 
Leistungsträgern zuzuschieben trachten, obwohl meistens nur 
sie die Beförderer, Beherbungsstätten und sonstigen Leistungs- 
träger wirklich kennen, dem Reisenden der vom Touristikunter- 
nehmen z. B. an das Hotel gezahlte Preis ebenso wenig bekannt 
ist wie der Zahlungszeitpunkt und offenkundig der Reisende 
gegenüber den Beförderern, Beherbergungsstätteninhabern und 
sonstigen Leistungsträgern meist hilflos ausgeliefert ist? 


4. Ist es der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund dieser Be- 
dingungen die Rechtsprechung in Haftungsfragen völlig unein- 
heitlich ist, und zwar dergestalt, daß trotz Abdingung der 
Eigenschaft der Reiseveranstaltungshaftung manche Gerichte 
gleichwohl die Haftung der Touristikunternehmen bejahen, 
manche aber nicht und den betroffenen Reisenden schlicht z. B. 
an das Hotel im Ausland oder den dort beheimateten Beförderer 
verweisen? 


Die Reisebedingungen der Touristikunternehmen (Reisever- 
anstalter) enthalten in der Regel eine Klausel des Inhalts, daß 
das Touristikunternehmen nur als Vermittler der bei der Durch- 
führung der Reise in Anspruch genommenen Unternehmen und 
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Personen (z. B. Beförderungsunternehmen, Hotel- und Gast- 
stättenbetriebe) auf tritt. 

Entgegen einer in der Öffentlichkeit verbreiteten Auffassung 
entbindet diese Klausel den Reiseveranstalter nicht von der 
Verpflichtung, dafür Sorge zu tragen, daß die von ihm ver- 
mittelten Leistungsträger tatsächlich bereit und in der Lage 
sind, die von dem Reisenden gebuchten Leistungen ordnungs- 
gemäß zu erbringen. Das Landgericht Berlin hat hierzu in einem 
Urteil vom 8. Januar 1968 - 52 S 230/67 - (veröffentlicht in der 
Monatsschrift für deutsches Recht 1968 S. 582) ausgeführt: 

„Der Hinweis auf eine Vermittlertätigkeit in den Reisebedin- 
gungen ist nur so zu verstehen, daß der Reisende insoweit, 
als er bei Durchführung der Reise Leistungen anderer Per- 
sonen in Anspruch nimmt, auf deren als bestehend unter- 
stellte vertragliche Haftung verwiesen wird. Soweit der 
Reiseveranstalter keinen Einfluß mehr auf die Durchführung 
der Verträge hat, die er an sonstige Leistungsträger ver- 
mittelt hat, will er eine eigene Haftung ablehnen. Damit kann 
aber nicht Inhalt eines Reisevertrages sein, daß der Veran- 
stalter für seine eigene Leistungsverpflichtung nicht einzu- 
stehen hat. Vielmehr muß er dem Reisenden die Möglichkeit 
zur Benutzung des Hotels und der übrigen Leistungsträger, 
die für eine erfolgreicheHDurchführung des Reisevorhabens 
notwendig sind, erst einmal verschaffen." 

Die gleiche Auffassung wird in neueren Entscheidungen auch 
von anderen Gerichten vertreten. Der Reiseveranstalter hat 
hiernach in jedem Fall dafür einzustehen, daß dem Reisenden 
das zugesagte Beförderungsmittel zur Verfügung steht, daß der 
Reisende in dem gebuchten Hotel ein Zimmer der gewünschten 
Klasse vorfindet und daß er die vorgesehenen Mahlzeiten in 
dem Hotel oder Restaurant einnehmen kann. Ist die gebuchte 
Unterkunft nicht reserviert, so kann der Reisende, falls ihm 
nicht eine gleichwertige Ersatzunterkunft angeboten wird, vom 
Vertrage zurücktreten und Rückzahlung des Entgelts verlangen. 
Entspricht das reservierte Zimmer nicht den bei der Buchung 
zugrunde gelegten Angaben im Reiseprospekt, so kann der 
Reisende einen Preisnachlaß verlangen. Trifft den Veranstalter 
an der Nichterbringung oder der mangelhaften Erbringung der 
Leistungen ein Verschulden, so ist er dem Reisenden auch zum 
Ersatz des daraus entstehenden weiteren Schadens (z. B. Mehr- 
aufwendungen für andere Unterkunft, Entschädigung wegen 
des beeinträchtigten Urlaubsgenusses) verpflichtet. 

Es trifft allerdings zu, daß die von den Touristikunternehmen 
bisher verwendete „Vermittler-Klausel" zu Mißverständnissen 
Anlaß gibt und in der Rechtsprechung teilweise in dem Sinn 
verstanden worden ist, daß der Reiseveranstalter gegenüber 
Ansprüchen des Reisenden wegen Nichterbringung oder man- 
gelhafter Erbringung der gebuchten Reisedienstleistungen nicht 
„passiv legitimiert" sei. Die bisher übliche „Vermittler-Klausel" 
sollte daher, um eine unterschiedliche Auslegung zu vermeiden, 
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nicht mehr verwendet werden. Nach einer dem Bundesministe- 
rium der Justiz vom deutschen Reisebüroverband zugegangenen 
Information sind die Touristikunternehmen selbst daran inter- 
essiert, ihren Verantwortungsbereich in den Allgemeinen 
Reisebedingungen klarer als bisher zu umschreiben. Die Bun- 
desregierung erwartet, daß bei der für die Reisesaison 1972 in 
Aussicht genommenen Neufassung der Reisebedingungen den 
oben dargelegten, in der neueren Rechtsprechung entwickelten 
Grundsätzen Rechnung getragen wird. 


5. Ist es der Bundesregierung bekannt, daß nach fast allen Reise- 
bedingungen vom Reisenden volle Vorkasse verlangt wird und 
dieser auch leisten muß, weshalb - falls es zu einer Schlecht- 
leistung kommt - der Reisende jeden Druckmittels, z. B. gegen- 
über seinem Hotel, beraubt ist? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der Reisende vor Antritt 
einer Pauschalreise in der Regel volle Vorauskasse leisten muß. 
Dies beruht, soweit in dem Pauschalpreis Entgelte für Beförde- 
rungsleistungen enthalten sind, darauf, daß im Beförderungs- 
gewerbe die Vorauszahlung allgemein üblich ist. Hinsichtlich 
der Unterkunftsleistungen sind die Reiseveranstalter vielfach 
genötigt, zur Sicherung preisgünstiger Kontingente ihrerseits 
längerfristige Vorauszahlungen an die Beherbergungs- und 
Hotelbetriebe zu leisten. 

Im übrigen wäre wohl, falls das Reiseentgelt ganz oder teil- 
weise erst nachträglich zu entrichten wäre, in gewissem Umfang 
auch mit unberechtigten Reklamationen zu rechnen, deren Er- 
ledigung - besonders mit Rücksicht darauf, daß es sich bei der 
Veranstaltung von Pauschalreisen um ein Massengeschäft han- 
delt - einen unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordern 
würde, der sich in der Preiskalkulation niederschlagen müßte. 
Andererseits ist der Reisende trotz Vorauskasse nicht gehin- 
dert, im Falle berechtigter Reklamationen Erstattungs- oder 
Schadensersatzansprüche nach seiner Rückkehr geltend zu 
machen. Unter diesen Umständen wird die übliche Vorauskasse 
kaum als unangemessene Belastung des Reisenden angesehen 
werden können. 


6. Ist es der Bundesregierung bekannt, daß nach fast allen Reise- 
bedingungen wohl das Touristikunternehmen die Preise ändern, 
also erhöhen, kann, aber z. B. nicht verpflichtet ist, einen Auf- 
wertungsgewinn an den Reisenden weiterzugeben? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß in weithin üblichen Rei- 
sebedingungen Preisänderungen für solche Fälle Vorbehalten 
sind, in denen vor oder während der Reise ohne Verschulden 
des Reiseveranstalters eine Erhöhung der Selbstkosten eintritt. 
Dies gilt besonders für nicht vorhersehbare Tarif änderungen 
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der Verkehrsunternehmen. Die Klausel hat jedoch, soweit be- 
kannt, bisher keine praktische Bedeutung erlangt. 

Es trifft zu, daß die üblichen Reisebedingungen für den Fall 
günstiger Änderungen der Wechselkurse eine Preisermäßigung 
nicht vorsehen. Soweit die Verträge der Veranstalter mit den 
Erbringern der einzelnen Reisedienstleistungen auf DM-Basis 
abgeschlossen werden - was bei vielen Verträgen mit auslän- 
dischen Hotel- und Gaststättenunternehmen und den Verträgen 
mit den meist deutschen Beförderungsunternehmen der Fall ist 
- kommen Aufwertungsgewinne auch dem Reiseveranstalter 
nicht zugute. Das gleiche gilt unter Umständen, soweit der 
Reiseveranstalter vor der Änderung des Wechselkurses bereits 
Vorauszahlungen hat leisten müssen. Im übrigen sind aber bei 
der letzten DM- Aufwertung von einer Reihe von Reiseveran- 
staltern Aufwertungsgewinne dem Reisenden gutgebracht 
worden. 


7. Beabsichtigt die Bundesregierung, diese Materie ganz oder 
teilweise zum besseren Schutz der Reisenden gesetzlich zu 
regeln, und hat sie vor, das erwähnte internationale Überein- 
kommen - wenn auch mit Vorbehalten - zu unterzeichnen? 

Die Prüfung der Frage, ob die Bundesrepublik Deutschland das 
Brüsseler Übereinkommen über den Reisevertrag zeichnen 
oder ihm nach Ablauf der Zeichnungsfrist beitreten wird, ist 
noch nicht abgeschlossen. Nach den bisherigen Erörterungen 
besteht der Eindruck, daß der Text des Übereinkommens in der 
wichtigen Frage der Abgrenzung des Verantwortungsbereichs 
des Reiseveranstalters von demjenigen der einzelnen Lei- 
stungsträger erhebliche Unklarheiten aufweist. Die Bundes- 
regierung beabsichtigt, ihre Haltung zu dem Brüsseler Überein- 
kommen auch mit den anderen Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaften abzustimmen, von denen bisher nur Bel- 
gien und Italien das Übereinkommen gezeichnet haben. Wegen 
des vorwiegend internationalen Charakters des organisierten 
Reiseverkehrs hält die Bundesregierung eine international ein- 
heitliche Regelung dieses Rechtsgebietes für sehr erwünscht. 
Sollten jedoch die Bemühungen, international zu einer befriedi- 
genden Regelung zu kommen, nicht zum Ziele führen, so wird 
die Bundesregierung prüfen, ob unter Umständen eine auf das 
innerstaatliche Recht beschränkte Regelung dieser Materie in 
Betracht zu ziehen ist. 


Gerhard Jahn 
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